
 

 
Schienen-Control Kommission 

An die 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

GZ: SCK-24-009 

 
 

BESCHEID 
 
Die Schienen-Control Kommission hat durch Dr. Robert Streller als Vorsitzenden sowie  
MinR Dr. Karl-Johann Hartig und Mag. Sylvia Leodolter als weitere Mitglieder im Verfahren über 
die Beschwerde der A** beschlossen: 
 
 

SPRUCH: 
 
Die Beschwerde wird zurückgewiesen. 
 
 

BEGRÜNDUNG: 
 
Mit Email vom 16.05.2024 erhob die A** (in der Folge: „***“) Beschwerde gegen „***/***“. 
Aufgrund von Sanktionen gegen den russischen Mutter-Konzern von A** weigere sich „***“, 
Waggonzustellungen an A** bzw die B**, mit welcher A** zusammenarbeite, vorzunehmen. 
A** ersuche die Schienen-Control als Regulierungsstelle um „Mithilfe“ und „Unterstützung“. 
 
Mit Schreiben vom 21.05.2024 forderte die Schienen-Control Kommission A** auf, die Eingabe 
bis zum 03.06.2024 zu verbessern. Eine Verbesserung langte nicht ein. 
 
Rechtlich folgt: 
 
Gemäß § 13 Abs 3 AVG ermächtigen Mängel schriftlicher Anbringen die Behörde nicht zur 
Zurückweisung. Die Behörde hat vielmehr von Amts wegen unverzüglich deren Behebung zu 
veranlassen und kann dem Einschreiter die Behebung des Mangels innerhalb einer 
angemessenen Frist mit der Wirkung auftragen, dass das Anbringen nach fruchtlosem Ablauf 
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dieser Frist zurückgewiesen wird. Wird der Mangel rechtzeitig behoben, so gilt das Anbringen 
als ursprünglich richtig eingebracht. 
 
In der Beschwerde wird weder der Beschwerdegegner noch das beantragte behördliche 
Vorgehen klar bezeichnet. „***/***“ ist kein bestimmtes Unternehmen. Mit dem Ersuchen um 
„Mithilfe“ und „Unterstützung“ wird kein behördliches Vorgehen beschrieben. 
 
Aus dem Vorbringen in der Beschwerde erschließt sich zudem nicht, dass die Schienen-Control 
Kommission zur Behandlung der Beschwerde zuständig wäre.  
 
Gemäß § 72 Abs 1 EisbG kann ein Fahrwegkapazitätsberechtigter Beschwerde an die Schienen-
Control Kommission erheben, wenn sein Begehren auf Zuweisung von Fahrwegkapazität oder 
auf Gewährung des Mindestzugangspaketes abgelehnt wird oder eine Einigung 
 

1. über ein Begehren auf Gewährung des Mindestzugangspaketes binnen einem Monat ab 
Einlangen des Begehrens bei der Zuweisungsstelle, 

 
2. über ein Begehren auf Gewährung des Mindestzugangspaketes, das im Zusammenhang 

mit einem Begehren auf Zuweisung von Fahrwegkapazität, das bei der 
Netzfahrplanerstellung nicht berücksichtigt werden soll, gestellt wird, binnen fünf 
Arbeitstagen ab Einlangen des Begehrens bei der Zuweisungsstelle, 

 
3. über ein Begehren auf Zuweisung von Fahrwegkapazität, das bei der Erstellung des 

Netzfahrplanes berücksichtigt werden soll, binnen einem Monat nach Ablauf der 
Stellungnahmefrist zum Netzfahrplanentwurf, im Falle der Durchführung eines 
Koordinierungsverfahrens binnen zehn Arbeitstagen nach dessen Abschluss, und 

 
4. über ein Begehren auf Zuweisung von Fahrwegkapazität, das bei der Erstellung des 

Netzfahrplanes nicht berücksichtigt werden soll, binnen fünf Arbeitstagen ab Einlangen 
des Begehrens bei der Zuweisungsstelle 

 
nicht zustande kommt oder die vom Begehren betroffene Fahrwegkapazität einem anderen 
Fahrwegkapazitätsberechtigten zugewiesen wurde. 
 
Wird das an einen Betreiber von Serviceeinrichtungen gerichtete Begehren eines 
Eisenbahnverkehrsunternehmens auf Gewährung des Zuganges zu Serviceeinrichtungen, 
einschließlich des Schienenzuganges, und auf Gewährung von Serviceleistungen abgelehnt oder 
kommt eine Einigung zwischen dem Betreiber von Serviceeinrichtungen und dem 
Eisenbahnverkehrsunternehmen nicht innerhalb einer angemessenen Frist zustande, kann das 
Eisenbahnverkehrsunternehmen gemäß § 73 Abs 1 EisbG Beschwerde an die Schienen-Control 
Kommission erheben. 
 
Gemäß § 74 Abs 1 EisbG hat die Schienen-Control Kommission zur Sicherstellung des 
Wettbewerbs in den Schienenverkehrsmärkten auf Beschwerde von 
Fahrwegkapazitätsberechtigten oder Eisenbahnverkehrsunternehmen sowie von Amts wegen 
über geeignete Maßnahmen zur Korrektur von Fällen der Diskriminierung von 
Fahrwegkapazitätsberechtigten oder Eisenbahnverkehrsunternehmen, von Marktverzerrungen 
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und anderer unerwünschter Entwicklungen in diesen Märkten zu entscheiden; insbesondere 
hat sie 
 

1. einer Zuweisungsstelle hinsichtlich der für die Zuweisung von Fahrwegkapazität und 
hinsichtlich der Gewährung des Mindestzugangspaketes im Falle des Zuwiderhandelns 
ein den Bestimmungen des 6. Teiles oder ein den unmittelbar anzuwendenden 
unionsrechtlichen, die Regulierung des Schienenverkehrsmarktes regelnden 
Rechtsvorschriften entsprechendes Verhalten aufzuerlegen oder nicht entsprechendes 
Verhalten zu untersagen oder 
 

2. einer entgelterhebenden Stelle hinsichtlich der Entscheidung über die Höhe eines zu 
entrichtenden Wegeentgeltes, der Gewährung von Wegeentgeltnachlässen und der 
Einhebung von Wegeentgelten im Falle des Zuwiderhandelns ein den Bestimmungen 
des 6. Teiles oder ein den unmittelbar anzuwendenden unionsrechtlichen, die 
Regulierung des Schienenverkehrsmarktes regelnden Rechtsvorschriften 
entsprechendes Verhalten aufzuerlegen oder nicht entsprechendes Verhalten zu 
untersagen oder 
 

3. einem Eisenbahninfrastrukturunternehmen hinsichtlich der Ausübung des Zuganges zur 
Eisenbahninfrastruktur durch einen Zugangsberechtigten und hinsichtlich der 
Inanspruchnahme eines gewährten Mindestzugangspaketes durch einen 
Zugangsberechtigten im Falle des Zuwiderhandelns ein den Bestimmungen des 6. Teiles 
oder ein den unmittelbar anzuwendenden unionsrechtlichen, die Regulierung des 
Schienenverkehrsmarktes regelnden Rechtsvorschriften entsprechendes Verhalten 
aufzuerlegen oder nicht entsprechendes Verhalten zu untersagen oder 

 
4. einem Betreiber von Serviceeinrichtungen hinsichtlich der Gewährung des Zuganges zu 

Serviceeinrichtungen, einschließlich des Schienenzuganges, und der Gewährung von 
Serviceleistungen im Falle des Zuwiderhandelns ein den Bestimmungen des 6.  Teiles 
oder den unmittelbar anzuwendenden unionsrechtlichen, die Regulierung des 
Schienenverkehrsmarktes regelnden Rechtsvorschriften entsprechendes Verhalten 
aufzuerlegen oder nicht entsprechendes Verhalten zu untersagen oder 

 
5. den Bestimmungen des 6. Teiles oder den unmittelbar anzuwendenden 

unionsrechtlichen, die Regulierung des Schienenverkehrsmarktes regelnden 
Rechtsvorschriften nicht entsprechende Schienennetz-Nutzungsbedingungen, Verträge 
oder Urkunden ganz oder teilweise für unwirksam zu erklären, oder 

 
6. die Berufung auf Schienennetz-Nutzungsbedingungen, die zur Gänze für unwirksam 

erklärt sind oder die Berufung auf diejenigen Teile der Schienennetz-
Nutzungsbedingungen, die für unwirksam erklärt sind, zu untersagen, oder  

 
7. die Ergänzung von Schienennetz-Nutzungsbedingungen durch Angaben oder 

Informationen aufzutragen, die in diesen entgegen den Bestimmungen des 6.  Teiles 
oder den unmittelbar anzuwendenden unionsrechtlichen, die Regulierung des 
Schienenverkehrsmarktes regelnden Rechtsvorschriften entweder nicht enthalten sind, 
oder aufgrund einer Unwirksamerklärung unwirksam sind, oder 
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8. festzustellen, ob in Entwurfsform vorliegende Schienennetz-Nutzungsbedingungen den 

Bestimmungen des 6. Teiles oder den unmittelbar anzuwendenden unionsrechtlichen, 
die Regulierung des Schienenverkehrsmarktes regelnden Rechtsvorschriften nicht 
entsprechen würden, oder 

 
9. Verträge oder Urkunden über die Zuweisung von Fahrwegkapazität oder die Gewährung 

des Mindestzugangspaketes für unwirksam zu erklären, wenn 
 

a. das Eisenbahninfrastrukturunternehmen, das den Vertrag abgeschlossen oder 
die Urkunde erstellt hat, entgegen § 62 Abs 3 die Funktion einer 
Zuweisungsstelle und entgegen § 62b Abs 3 die Funktion einer 
entgelterhebenden Stelle ausgeübt hat, oder 

 
b. eine dem § 62 Abs 4 nicht entsprechende Zuweisungsstelle den Vertrag 

abgeschlossen oder die Urkunde erstellt hat oder das in dem Vertrag oder der 
Urkunde ausgewiesene Wegeentgelt von einer dem § 62b Abs 4 nicht 
entsprechenden entgelterhebenden Stelle festgelegt worden ist, oder  

 
10. Verträge über den Zugang zu Serviceeinrichtungen, einschließlich des 

Schienenzuganges, und die Gewährung von in diesen Serviceeinrichtungen zu 
erbringenden Serviceleistungen für unwirksam zu erklären, wenn der Vertrag von einem 
unter § 62a Abs 2 fallenden Betreiber von Serviceeinrichtungen abgeschlossen wurde 
und dieser nicht entsprechend § 62a Abs 2 organisiert ist, oder 

 
11. einer entgelterhebenden Stelle oder falls ein Eisenbahninfrastrukturunternehmen 

selbst die Funktion einer entgelterhebenden Stelle ausübt, diesem, die Einhebung eines 
angemessenen Entgeltes für nicht genutzte Fahrwegkapazität gemäß § 67i aufzutragen, 
oder 

 
12. festzustellen, ob die Bestimmungen des § 55c über die Unabhängigkeit des 

Eisenbahninfrastrukturunternehmens eingehalten werden; falls dies nicht der Fall ist, ist 
die Einhaltung der Bestimmungen des § 55c aufzutragen, oder 

 
13. festzustellen, ob die Bestimmungen des § 55d über die Unabhängigkeit der 

wesentlichen Funktionen eines Eisenbahninfrastrukturunternehmens eingehalten 
werden; falls dies nicht der Fall ist, ist die Einhaltung der Bestimmungen des § 55d 
aufzutragen, oder 

 
14. festzustellen, ob die Bestimmungen des § 55e über das Verkehrsmanagement, die 

Instandhaltungsplanung und langfristige Planung größerer Instandhaltungs- und/oder 
Erneuerungsarbeiten eingehalten werden; falls dies nicht der Fall ist, ist die Einhaltung 
der Bestimmungen des § 55e aufzutragen, oder 

 
15. festzustellen, ob die Bestimmungen des § 55f über die finanzielle Transparenz 

eingehalten werden; falls dies nicht der Fall ist, ist die Einhaltung der Bestimmungen des 
§ 55f aufzutragen, oder 



Schienen-Control 
Kommission 

 

Seite 5 von 6 

 
16. festzustellen, ob die Bestimmungen des § 55g über Auslagerung von Funktionen und 

Arbeiten des Eisenbahninfrastrukturunternehmens eingehalten werden; falls dies nicht 
der Fall ist, ist die Einhaltung der Bestimmungen des § 55g aufzutragen, oder falls dies 
dem Eisenbahninfrastrukturunternehmen aus rechtlichen Gründen nicht möglich ist, 
sind die zugrundeliegenden Verträge für unwirksam zu erklären, oder 

 
17. festzustellen, ob die Bestimmungen des § 55h über die Wahrnehmung von Funktionen 

durch verschiedene Eisenbahninfrastrukturunternehmen eingehalten werden; falls dies 
nicht der Fall ist, ist die Einhaltung der Bestimmungen des § 55h aufzutragen, oder sind 
die zugrundeliegenden Kooperationsverträge für unwirksam zu erklären, oder  

 
18. Kooperationsvereinbarungen zwischen Eisenbahninfrastrukturunternehmen und einem 

oder mehreren Eisenbahnverkehrsunternehmen (§ 55i) für unwirksam zu erklären, 
wenn sie nicht in diskriminierungsfreier Weise abgeschlossen wurden. 

 
Die in der Beschwerde genannte Waggonzustellung ist keine regulierte Leistung. Es handelt sich 
weder um Zuweisung von Fahrwegkapazität gemäß § 56 EisbG noch um Leistungen des 
Mindestzugangspakets gem § 58 EisbG noch um Serviceleistungen gemäß § 58b EisbG. Weiters 
erschließt sich aus dem Vorbringen nicht, dass A** Fahrwegkapazitätsberechtigter gemäß § 57a 
EisbG wäre. 
 
Die Beschwerde ist daher zurückzuweisen. 
 
 
Rechtsmittelbelehrung: 
 
Gegen diesen Bescheid kann gemäß Art 130 Abs 1 Z 1 B-VG iVm Art 131 Abs 2 B-VG sowie § 84 
Abs 4 EisbG das Rechtsmittel der Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht erhoben 
werden. Die Beschwerde ist binnen vier Wochen nach Zustellung dieses Bescheides bei der 
Schienen-Control Kommission einzubringen. Die Beschwerde hat die Bezeichnung des 
angefochtenen Bescheides und der belangten Behörde, die Gründe, auf die sich die Behauptung 
der Rechtswidrigkeit stützt, das Begehren und die Angaben zu enthalten, die erforderlich sind, 
um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig eingebracht ist. Die Pauschalgebühr beträgt 
gemäß der VwG-EGebV € 30,-. 
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Wien, am 24.06.2024 
 

Schienen-Control Kommission  
Der Vorsitzende: 

 
 

Dr. Robert Streller 
 

 
Ergeht an:  
 
*** 
 
z.A. 


